
Für das Nachschlagewerk !
Für die Amtliche Sammlung !

Gesetz: ZPO § 519 Abs 3
Rechtssatzs Die Unzulässigkeit der Berufung kann nicht dar­

aus hergeleitet werden, daß der Berufungskläger 
den Teilbetrag, in dessen Höhe er den Rechts­
streit Uber eine Gesamtforderung weiterbe­
treibt, nicht auf die einzelnen selbständigen 
Ansprüche aufgeteilt hat.

Aktenzeichens II ZB 19/55
IjGt 1Beschluß des BGH vom 15. März 1956 - Oldenburg



II ZB 19/55

B e s c h l u ß

In Sachen
der Firma Hubert 
oHG. in

Beklagte, Berufungsklä­
gerin und Beschwerde­
führerin,

-Prozeßbevollmächtigter! Rechtsanwalt
■ Prof. Dr.

gegen

[ützenmacher Arthur S c h
Kläger, Berufungsbe­
klagter und Beschwerde­
gegner,

-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt 
II. Instanz

hat der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs unter Mitwir­
kung der Bundesrichter Dr. Selowsky, Dr. Delbrück, Dr. Hai­
dinger, Dr. Kuhn und Dr. Haager am 15. März 1956 beschlossen:

Auf die sofortige Beschwerde der Beklagten wird 
der Beschluß des 2. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts in Oldenburg vom 4. November 1955 auf­
gehoben und die Sache zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Kosten der 
sofortigen Beschwerde, an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen.

G r ü n d e  t
Die Beklagte berühmte sich, gegen den Kläger 

eine in einer besonderen Aufstellung näher bezeichnete



Forderung von insgesamt 2.084,63 DM au haben. Diese Gesamt­
forderung setzt sich aus Schadensersatzansprüchen wegen 
einer Fehlmenge von Wolle, die der Kläger für die Beklag­
te vertreiben sollte, ferner wegen der angeblich vom Klä­
ger verschuldeten fristlosen Kündigung des zwischen den 
Parteien geschlossenen Vertrages und schließlich wegen 
Verzuges zusammen. Der Kläger klagte daraufhin auf Fest­
stellung, daß der Beklagten die Forderung von 2.084,63 DM 
nicht zustehe. Dieser Klage gab das Landgericht statt. 
Hiergegen legte die Beklagte Berufung ein mit dem Antrag, 
in Abänderung des landgerichtlichen Urteils festzustellen, 
daß die in der Aufstellung geltend gemachte Forderung der 
Beklagten in Höhe von 100,—  DM zustehe. Wie sie diese 
100,—  DM auf die. einzelnen Ansprüche aufgeteilt wissen 
wollte, ließ sie in der Berufungsbegründung offen..

Mit dem angefochtenen Beschluß verwarf das Ober­
landesgericht die Berufung gemäß den §§ 519 Abs 3 Ziff 2, 
519 b ZPO als unzulässig, weil die Begründung der Berufung 
keine Aufteilung der noch geltend gemachten 100,—  DM auf 
die verschiedenen selbständigen Ansprüche enthalte und weil 
deshalb unklar bleibe, inwieweit das landgerichtliche Ur­
teil angefochten werde. Gegen diesen Beschluß hat die Be­
klagte form- und fristgerecht sofortige Beschwerde einge­
legt . -

Diese ist auch sachlich begründet. Das Beru­
fungsgericht hat darin recht, daß das bisherige Vorbrin­
gen der Beklagten in der Berufungsinstanz deshalb an 
einem Mangel leidet, weil es nicht erkennen, läßt, wie die 
Beklagte die 100,—  DM, in deren Höhe sie Berufung einge­
legt hat, auf die einzelnen selbständigen Ansprüche, de­
ren sie sich berühmt hat, aufgeteilt wissen will. Dieser 
Mangel berührt aber entgegen der Auffassung des Berufungs­
gerichts nicht die Zulässigkeit der Berufung, sondern die
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Zulässigkeit der Einwendungen der .Beklagten gegen die 
negative Peststellungsklage selbst. Das wird klar, wenn 
raan sich den vergleichbaren Pall vor Augen hält, daß die 
Beklagte ihrerseits Klage auf Zahlung der Gesamtforderung 
von 2.084,63 DM erhoben und nach Abweisung dieser Klage 
durch das Landgericht Berufung nur in Höhe eines Teilbe­
trages von 100,—  DM eingelegt hätte, ohne den Teilbetrag 
auf die einzelnen Ansprüche aufzuteilen. Dann hätte aller­
dings der nunmehrigen Teilklage das nach § 2.53 Abs 2 Nr 2 
ZPO wesentliche Erfordernis der bestimmten .Angabe des Ge­
genstandes und Grundes' - .. des weiter verfolgten Anspruchs 
gefehlt.. Dieser Mangel, hätte aber in der Hechtsmittelin­
stanz noch behoben werden können (BGHZ 11, 192). Hieraus 
erhellt bereits, daß ein solcher Mangel nicht die Zulässig­
keit des Rechtsmittels als solchen, sondern nur die Zu­
lässigkeit der Klage berührt. Der hier zur Entscheidung 
stehende Pall liegt in den wesentlichen Punkten gleich und 
kann deshalb nicht anders beurteilt werden. Auch hier- 
stellt das Unterlassen der Aufteilung des Teilbetrages, in 
dessen Höhe Berufung eingelegt ist, nur einen die Einwen­
dungen der Beklagten gegen den Klageantrag selbst betref­
fenden, behebbaren Mangel, nicht aber einen Umstand dar, 
der die Zulässigkeit der Berufung als solche in Präge 
stellen könnte. Da die Berufung zweifelsfrei ergibt, daß 
die Beklagte eine Abänderung des landgerichtlichen Urteils 
in Höhe von 100,—  DM erstrebt, und da die Berufung auch 
die Gründe bezeichnet, aus denen die Beklagte glaubt, daß 
die negative Peststellungsklage mindestens in dieser Höhe 
nicht gerechtfertigt sei, ist weder § 519 Abs 3 Ziff 1
noch Ziff 2 ZPO verletzt, so daß auch kein Raum dafür war,
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die Berufung nach § 519 b ZPO als unzulässig zu verwerfen.



Sollte die Beklagte den aufgezeigten Mangel 
im Baufe des Berufungsverfahrens nicht beheben, so wird 
die Berufung als unbegründet zurückzuweisen sein.

Br. Selowsky Br. Selowsky Br. Haidinger
für den zur Zeit 
beurlaubten Bun­
desrichter 
Br. Beibrück

Br. Kuhn Br. Haager


